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Bernd Lange (S&D)

Betrifft: Beschaffung preisgebundener Bücher durch öffentliche Büchereien

Im Urteil C-531/07 bestätigt der EuGH, dass der Schutz von Büchern als Kulturgut ein zwingendes 
Erfordernis des Allgemeininteresses darstellt und dass Maßnahmen zu rechtfertigen sind, die die 
Freiheit des Warenverkehrs beschränken. Damit ist z. B. die Buchpreisbindung eindeutig in 
Übereinstimmung mit europäischem Recht. Die Buchpreisbindung bezweckt, regionale und lokale 
Buchhändler zu stärken, damit der Zugang zum Kulturgut Buch möglichst breit gegeben ist. In einer 
Entschließung des Europäischen Parlaments zur Zukunft der europäischen Buchbranche 
(2023/2053(INI)) wird dies bekräftigt. Nun wird diskutiert, ob die Beschaffung preisgebundener Bücher 
durch öffentliche Büchereien unter das europäische Vergaberecht fällt (Richtlinie 2014/24/EU).

Meiner Auffassung nach würden europaweite Ausschreibungen den EU-Zielen zuwiderlaufen, die 
Einkaufspreise sind überall gleich, und durch den Einkauf beim regionalen/lokalen Buchhandel wird 
dessen besondere Funktion gestärkt.

1. Wie bewertet die Kommission den Einkauf preisgebundener Bücher durch öffentliche 
Auftraggeber wie Büchereien?

2. Wie bewertet die Kommission den Spielraum für Klarstellungen der Ausnahme des Einkaufs von 
ausschließlich preisgebundenen Büchern durch subzentrale öffentliche Auftraggeber wie 
Büchereien durch nationale oder regionale Ausgestaltung des Vergaberechts im Rahmen der 
Richtlinie 2014/24/EU?

3. Sieht die Kommission die Notwendigkeit, eine Ausnahme hinsichtlich des Einkaufs 
preisgebundener Bücher durch öffentliche Auftraggeber wie Büchereien in die 
Ausnahmetatbestände der Richtlinie aufzunehmen, und wird sie entsprechende Schritte 
unternehmen?
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